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Text:

Bei der Mandatsträger/Innen-Konferenz am 1. Dezember 2001 in Reutlingen ist der Wunsch geäußert worden, auf der Grundlage der Papiere von Joachim Poß MdB und Bernd Scheelen MdB zum Thema „Kommunale Finanzen“ einen Textbaustein für Haushaltsreden und/oder schriftliche Erklärungen in kurzer Form zu erarbeiten. Unser Schatzmeister Harald Friese MdB (Heilbronn) hat einen solchen Text auf der Basis seines Referats in Tübingen entworfen:

„Anrede,

Sie machen es sich zu einfach, wenn Sie für die sinkenden Steuereinnahmen der Kommunen die rot-grüne Bundesregierung verantwortlich machen. Denn diese Bundesregierung hat die größte Steuerentlastung für Bürgerinnen und Bürger, Mittelstand und Handwerk und Großindustrie auf den Weg gebracht.

Allein in diesem Jahr wurde der Steuerzahler im Vergleich zum letzten Jahr um 45 Milliarden Mark entlastet. Mit den nächsten beiden Stufen der Steuerreform in den Jahren 2003 und 2005 wird die Entlastung 100 Milliarden Mark betragen - jährlich wohlgemerkt.

Dabei war klar, daß diese Steuerreform geringere Steuereinnahmen zur Folge hat. Und klar war auch, daß diese Mindereinnahmen auf Bund, Länder und Kommunen aufgeteilt werden müssen.

Die kommunalen Spitzenverbände habe die Steuerreform unterstützt. Auch die Kommunen haben sich ausdrücklich bereit erklärt, ihren Anteil daran zu tragen.

Deshalb muß man fragen, ob die Kommunen schlechter als Bund und Länder gestellt wurden. Dies ist nicht der Fall - und dies muß ich Ihnen auch deutlich sagen. Denn mit einem Anteil von 8,9% am Finanzierungsvolumen der Nettoentlastung sind die Kommunen im Durchschnitt der Jahre 2001 bis 2006 an der Steuerreform nur unterdurchschnittlich beteiligt. Der Anteil der Steuereinnahmen der Kommunen an allen Steuereinnahmen betrug im Jahr 2000 rund 12,2 Prozent. Insgesamt werden die Kommunen trotz erhöhter Gewerbesteuerumlage damit geringer belastet, als es ihrem Steueraufkommen entspricht.

Es grenzt deshalb an Unverfrorenheit, wenn von Unionsseite jetzt ein Vorziehen der Steuerreformstufen 2003 und 2005 auf 2002 gefordert wird. Konsequenz wäre: 45 Milliarden Mark Steuerausfälle, in drei Jahren also rund 120 Milliarden Mark. Im Ergebnis kämen auf die Kommunen weitere Steuerausfälle in Höhe von fast 5 Milliarden Mark jährlich zu.

Deshalb muß ich an Ihre Adresse deutlich sagen: Steuermindereinnahmen der Kommunen zu beklagen und immer neue Steuererleichterungen zu fordern - das paßt nicht zusammen und ist unseriös.

Weil Sie nicht mit Geld umgehen können, haben Sie bei unserem Regierungsantritt 1998 1.500 Milliarden Mark Schulden hinterlassen. Sie haben in 16 Jahren von 1982 bis 1998 die Schulden des Bundes verfünffacht.

Die von allen akzeptierte Steuermindereinnahme durch die Steuerreform trifft bedauerlicherweise mit einer konjunkturellen Abschwächung und damit sinkenden Gewerbesteuereinnahmen zusammen. Der Deutsche Städtetag geht von 16% geringeren Gewerbesteuereinnahmen in 2001 aus.

Jetzt behaupten Sie, die Ausfälle bei der Gewerbesteuer hängen unmittelbar mit der Unternehmenssteuerreform vom 1. Januar 2001 zusammen. Diese Behauptung ist falsch. Es gibt keine einzige neue Regelung, die für die Ausfälle verantwortlich gemacht werden kann.

Bei der öffentlichen Anhörung zum Gesetz zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts am 10. Oktober 2001 in Berlin sagte die Stellvertretende Hauptgeschäftsführerin des Deutschen Städtetages, Monika Kuban: ‚Die konjunkturellen Effekte spielen eine gewissen Rolle.. Aus unserer heutigen Sicht gibt es eine herausragende Begründung, und das ist die gewerbesteuerliche Organschaft. In diesem und vielleicht auch im letzten Jahr hat es enorme Umstrukturierungen bei den Unternehmen gegeben., die in diesem Jahr erstmals durch Nutzung der gewerbesteuerlichen Organschaft zu diesen Gewerbesteuerausfällen führen. Das ist altes Steuerrecht.“

In den letzten Wochen sind in Berlin von der rot-grünen Regierung im Interesse der Kommunen die Konsequenzen aus diesem enormen Umstrukturierungsprozeß der Unternehmen gezogen worden. Um die finanzielle Situation der Kommunen kurzfristig zu verbessern, sollen zum 1. Januar 2002 die Voraussetzungen für die gewerbesteuerliche Organschaft an diejenigen der körperschaftlichen Organschaft angeglichen werden. Nach Berechnungen des Bundesfinanzministers ergeben sich so Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer von rund 1 Milliarde Mark. Der Bund verzichtet dabei auf die Gewerbesteuerumlage, so daß die Mehreinnahmen in voller Höhe bei den Kommunen verbleiben.

Darüber hinaus soll die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes zur Mehrmütterorganschaft korrigiert werden. Damit verbleiben den Kommunen 600 Millionen Mark Gewerbsteuereinnahmen, die sie sonst aufgrund des von der Ruhrgas AG erstrittenen Urteils verloren hätten.

Im Rahmen des Gesetzes zur Bekämpfung von Steuerverkürzungen wird bei Versicherungskonzernen auch zukünftig eine Verrechnung etwaiger steuerliche Verluste von Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen mit Gewinnen von Sachversicherern ausgeschlossen. Die vorsorgliche Schließung dieses Steuerschlupflochs war notwendig geworden, weil ab dem Jahr 2002 Dividendeneinnahmen z.B. von Lebensversicherungen steuerfrei sind, weil sie im Gegensatz zum alten Körperschaftsteuerecht bereits auf der Ebene der Beteiligungsgesellschaft besteuert worden sind, Beitragsrückerstattungen an die Versicherungsnehmer aber wie bisher als Betriebsausgaben anerkannt werden.

Ohne diese gesetzliche Änderung hätte es enorme Gewerbesteuerausfälle für die Kommunen gegeben.

Alle diese kommunalfreundlichen Gesetze wurden von CDU/CSU im Bundestag unisono abgelehnt. Sich dann vor Ort als „Hüter der kommunalen Finanzen“ aufzuspielen, ist an Dreistigkeit kaum zu überbieten.

Denn an den oben genannten Beispielen kann man sehen, wer bei konkreten Entscheidungen die Kommunen und ihre ausreichende Finanzausstattung tatsächlich ernst nimmt. Sie sind es nicht!

In diesem Zusammenhang will ich auch darauf hinweisen, welche Entscheidungen der rot-grünen Koalition sich positiv auf die kommunalen Finanzen auswirken.

- Stichwort: Kindergelderhöhung. 10 DM Kindergelderhöhung ersparen den Gemeinden 120 Millionen Mark Sozialhilfe. Gesamtersparnis 720 Millionen Mark jährlich.

- Stichwort: Heizkostenzuschuß. Bei den Haushalten von Sozialhilfeempfängern kann dies zu Einnahmen von 450 Millionen Mark führen, die den Kommunen in voller Höhe als Entlastung zu Gute kommen.

- Stichwort: Wohngeld. 400.000 Haushalte erhalten wieder Wohngeld, darunter auch Haushalte, die Sozialhilfe beziehen. Folge: Weniger Sozialhilfeausgaben für die Kommunen.

- Stichwort: JUMP. Das Sofortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit wird mit einem Volumen von 2 Milliarden Mark fortgesetzt. Auch dieses Programm trägt - wie das neue Wohngeld-Gesetz - ganz wesentlich zur Begrenzung der Sozialhilfe bei.

- Stichwort: Aktive Arbeitsmarktpolitik. Der Einsatz der Mittel in diesem Bereich (44,4 Milliarden Mark in 2001) führt zu einer spürbaren Entlastung der Sozialhilfehaushalte der Kommunen in Milliardenhöhe.

Was sind die Alternativen der Opposition: Zum Beispiel ein CDU-Steuerkonzept, das eine Senkung der Gewerbesteuer um 20% vorsieht. Oder der dreistufig lineare Einkommensteuertarif - Stichwort Uldall-Modell -, mit Steuerausfällen von rund 100 Milliarden Mark. Die Kommunen wären mit ihrem Anteil an der Einkommensteuer dabei, also 15 Milliarden Mark Minus. Und die FDP würde die Gewerbesteuer am liebsten ganz abschaffen.

Statt dessen tritt die rot-grüne Bundesregierung dafür ein, daß zukünftig Aufgabenverlagerungen im Verhältnis der staatlichen Ebenen - Bund einerseits, Länder und Kommunen andererseits - im Rahmen des bundesstaatlichen Finanzausgleichs berücksichtig werden (Konnexitätsprinzip. Auf deutsch: Wer die Musik bestellt, bezahlt). Wir wollen die Finanzkraft der Gemeinden stärken und das Gemeindefinanzsystem einer umfassenden Prüfung unterziehen.

Deshalb wird noch in dieser Legislaturperiode mit der Vorbereitung einer Gemeindefinanzreform durch das Einsetzen einer Expertenkommission begonnen. Diese Kommission soll sich sowohl der Überprüfung der Einnahmenseite der Kommunen, besonders der wesentlichen Kommunalsteuern, als auch der Ausgabenseite, besonders der Überprüfung der sozialen Leistungen, widmen.

Es täte CDU und CSU gut, sich daran zu erinnern, daß sie es gemeinsam mit der FDP waren, die immer mehr Aufgaben auf die kommunale Ebene ohne finanziellen Ausgleich verlagert und die Gewerbesteuer immer weiter ausgehöhlt haben. Damit ist jetzt endlich Schluß.“

